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Beim finanzierten Abzahlungskauf - hier eines ge­
brauchten Kraftwagens - darf der Käufer (Darlehens­
nehmer) unter den in BGHZ 37, 94 bestimmten Voraus­
setzungen die Rückzahlung des Darlehens der Bank 
nicht nur bei Mängeln der Kaufsache, sondern auch 
dann verweigern, wenn die Ware nicht geliefert und 
der Kaufvertrag wirksam angefochten worden ist.
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Der I l l o  Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mUndliche Verhandlung vom 15* Dezember 1966 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr« Pagendarm 
sowie der Bundesrichter Dr. Beyer, Gähtgens, Keßler 
und Dr» Reinhardt
für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Ur­
teil des 19* Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Düsseldorf vom 22* April 1965 
wird zurückgewiesen *
Die Kosten des Revisionsrechtszuges wer­
den der Klägerin auferlegt«

Von Rechts wegen

Tatbestand :

Der Beklagte kaufte gemäß Kaufantrag vom 11. Novem­
ber 1962 von dem Gebrauchtwagenhändler einen ge­
brauchten Kraftwagen Mercedes 180 D Baujahr 1955 für 
4*300 DM und zahlte 2«000 DM an« Zur Finanzierung des 
Restkaufgeldes von 2.300 DM sowie der Versicherungsprä­
mie für 1963 gewährte die Klägerin dem Beklagten ein 
Darlehen, das mit Zinsen und Kosten 3.198,50 BM betrug; 
das Darlehen war mit 24 Monatswechseln vom 15» Januar 
1963 an zu tilgen. Die Klägerin zahlte am 3. Dezember 
1962 das Restkaufgeld von 2.300 DM an Engels und die 
Versicherungsprämie von 345»50 DM an die Versicherung«
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der von der Klägerin damit betraut war, 
laufend Finanzierungsaufträge seiner Kunden beizubrin- 
gc?n, Vordrucke hierfür von der Klägerin erhalten und 
der Klägerin zur Sicherung ihrer Forderungen eine Grund- 
uchuld bestellt hatte, hatte den Vordruck des Darlohons- 
sntrages vom L  Dezember 1962 für den Beklagten vorbe­
reitend ausgefüllt und als Mitschuldner raitunterseich- 
net. Das Formular trägt auf der Vorderseite oben den 
Aufdruck:

"Hinweis für Darlehensnehmer«
Der Verkäufer/Vermittler ist nicht Erfüllungs­
gehilfe der Bank, sondern handelt ausschließ­
lich als Beauftragter des Darlehensnehmers 
(a« auch Ziffer 1 der Darlehensbedingungen)"«

In den auf der Rückseite abgedruckten Darlehensbe­
dingungen heißt es unter Ziffer 1, der Darlehensnehmer 
erkenne an, daß der Darlehensvertrag mit der Bank und 
der Kaufvertrag rechtlich selbständige und unabhängig 
zu erfüllende Rechtsgeschäfte seien; Einwendungen und 
Einreden aus dem Kaufvertrag sowie etwaige Schadens­
ersatzansprüche beeinträchtigten die Darlehensfordorung 
der Bank nicht, seien vielmehr ausschließlich dem Ver­
käufer gegenüber geltend zu machen; die Forderung der 
Bank werde auch durch einen Rücktritt des Darlehens­
nehmers vom Kaufvertrag nicht berührt und die Bank haf­
te nicht für ein etwaiges Verschulden des Vei’käufers 
beim Vertragsschluß.

Bei den Kaufverhandlungen batte der Verkäufer dem 
Beklagten erklärt, der Kraftwagen sei von der Techni­
schen Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkebr abgenom­
men und nicht durchgerostet« Die Technische Prüfstelle
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verweigerte jedoch die Zulassung des Wagens, weil - ab­
gesehen von anderen Schäden - der Unterboden völlig 
durchgerostet war« Daraufhin erklärte der Beklagte mit 
Schreiben an }>(HBvom 12. Dezember 1962 die Anfech­
tung des Kaufvertrages. nahm den Wagen zunächst
zurlick und erklärte sich bereit, ihn in ordnungsmäßi­
gen Zustand zu bringen und nach Abnahme durch die Prüf­
stelle an den Beklagten auszuliefern; er kam dieser Zu­
sage jedoch nicht nach, stellte dem Beklagten einen an­
deren 'Vagen in Aussicht, unternahm jedoch nichts weiter. 
Der Beklagte teilte ihm mit Schreiben vom 18. und 26. 
März 1963 mit, daß er sich an den Kaufvertrag nicht 
mehr gebunden halte; hiervon unterrichtete er unter 
dem 26. März 1963 auch die Klägerin mit dem Bemerken, 
er werde den am 15. April 1963 fälligen Wechsel nicht 
mehr einlösen, die Klägerin möge die Wechsel bei Engels 
vorlegen.

Der Beklagte bezahlte die Wechsel jedoch noch bis 
zum 15. Dezember 1963. Die Zahlung des dann noch rest­
lichen Betrages von 1.596 DM lehnte er ab. Der Versuch 
der Klägerin, £ f l H V aus se^neT Mitschulderklärung in 
Anspruch zu nehmen, scheiterte, weil E H I B  seit Ende 
1963 verschwunden ist; die Grundschuld, die E H  
zur Sicherung der Klägerin bestellt hatte, fiel bei 
der Zwangsversteigerung des belasteten Grundstücks aus.

Die Klägerin hat Klage aus dem Darlebensvertrag 
erhoben mit dem Anträge, den Beklagten zur Zahlung von 
1.596 DM nebst 35?15 DM Rücklauf- und Bearbeitungsko­
sten und 1 i* monatlichen Zinsen seit dem 15. März 1964 
zu verurteilen.

Dem Anträge des Beklagten entsprechend hat das 
Landgericht die Klage abgewiesen und das Oberlandes-
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gericht die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Ti it 
der - zugelassenen - Revision verfolgt die Klägerin 
ihren früheren Antrag weiter; der Beklagte bittet, das 
Rechtsmittel zurückzuweisen.

JL o

1.) Der Beklagte schloß, um den Kraftwagen erwerben zu 
können, mit dem Verkäufer einen Kaufvertrag und
mit der Klägerin einen Darlehensvertrag. Beide Verträge 
standen in engem wirtschaftlichen Zusammenhang und dien­
ten dem einheitlichen Ziel, dem Käufer die Anschaffung 
es Kraftwagens gegen Ratenzahlungen zu ermöglichen»

Nach gefestigter Rechtsprechung sind Kauf- und Finan- 
zierungsgeschäft, auch wenn sie - wie hier - durch den 
Zweck miteinander verbunden, geradezu darauf abzielen, 
gemeinsam einen einheitlichen Lebensvorgang zu regeln, 
grundsätzlich als rechtlich selbständige Rechtsgeschäf­
te zu werten (BGHZ 20, 36, 41; 33, 293, 295; 37, 94,
99; LM zu AbzG § 6 Nr. 5); diese Auffassung liegt auch 
dem Berufungsurteil zugrunde. Der Senat kann für die 
Entscheidung der vorliegenden Sache von einer Prüfung 
absehen, ob nicht die einheitliche wirtschaftliche Ziel­
setzung beider Verträge für eine engere wirtschaftliche 
Bindung spricht; denn schon vom Standpunkt der bisheri­
gen Rechtsprechung aus muß die Klage erfolglos bleiben>

Das Berufungsgericht hat die Anfechtung des Be­
klagten gegenüber dem Kaufvertrag durchgreifen lassen,
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weil der Verkäufer ihn arglistig getäuscht habe (§ 123 
BGB) o :iin Rechtsfehler des Berufungsgerichts ist in­
soweit - angesichts der unstreitigen Tatsachen - nicht 
ersichtliche Der Kaufvertrag ist danach als von An­
fang an nichtig anzusehen (§ 142 BGB).

2.) Das Berufungsgericht hat den Klageanspruch, den 
die Klägerin allein aus dem Darlehensvertrage (§ 607 
BGB) herleitet, für unbegründet befunden, weil der 
Beklagte nach den Grundsätzen von Treu und Glauben 
(§ 242 BGB) dem Anspruch auf Darlehensrückzahlung die 
Nichtigkeit des Kaufvertrages entgegensetzen dürfe. 
Insoweit bezieht das Berufungsurteil sich auf die Ent­
scheidung in BGHZ 37, 94 (NJW 1962, 1100 = DM zu BGB 
§ 476 Nr. 6), deren Leitsätze lauten: Stehen Finanzie­
rungsinstitut (Darlehensgeber) und Händler (Verkäufer) 
in einer auf Dauer angelegten Geschäftsverbindung, so 
kann der Käufer sich gegenüber dem Darlehensanspruch 
des Finanzierungsinstituts dann auf Mängel der Kauf­
sache berufen, wenn er vom Verkäufer keine Gewährlei­
stung zu erlangen vermag, weil dieser in Konkurs ge­
fallen ist. Die rechtliche Aufspaltung des wirtschaft­
lich einheitlichen Geschäfts in ein Darlehen und einen 
Kaufvertrag darf in einem solchen Falle nicht zum Nach­
teil des Käufers ausschlagen (§ 242 BGB).

Das Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß die 
vorliegende Sache sich von dem in BGHZ 37, 94 behan­
delten Sachverhalt insofern unterscheidet, als es hier 
nicht um den Verkauf einer fabrikneuen Ware geht und 
dem Darlehensanspruch nicht ein Gewährleistungsanspruch 
(§ 459 BGB), sondern die Nichtigkeit des Kaufvertrages 
entgegengehalten wird; es hat jedoch diese Abweichungen
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im Sachverhalt für unerheblich gehalten ebenso wie die 
v/eitere Frage, ob der Käufer auch den Darlehensver­
trag angefochten habe, und bat im einzelnen erwogen:

Die Klägerin und der Verkäufer die in
einer auf Dauer angelegten Geschäftsverbindung stan­
den, hätten hier dem Beklagten wirtschaftlich als eine 
Einheit erscheinen müssen, zumal der Verkäufer auch 
als Gehilfe der Klägerin beim Zustandekommen des Fi­
nanzierungsvertrages gewirkt habe» Eine auf Dauer an­
gelegte Geschäftsverbindung folge daraus, daß die Klä­
gerin den Verkäufer laufend damit betraut habe, ihr 
Finanzierungsaufträge seiner Kunden beizubringen, ihm 
hierfür Vordrucke für Darlehensanträge ausgehändigt 
habe und sich eine Grundschuld als Sicherheit habe ge­
ben lassen« Als Gehilfe der Klägerin habe der Verkäufer 
beim Zustandekommen des Darlehensvertrages gewirkt, in­
dem er den Darlehensantrag bereit gehalten, ausgefüllt 
und - nach Unterzeichnung durch den Beklagten - an die 
Klägerin weitergeleitet habe» Der formularmäßige "Hin­
weis für Darlehensnehmer", der Verkäufer bandele aus­
schließlich als Beauftragter des Darlehensnehmers, sei 
bei dieser tatsächlichen Gestaltung wirkungslos, weil 
der Verkäufer tatsächlich auf Grund seiner Vereinba­
rung mit der Klägerin von dieser beauftragt gewesen sei« 
Bei dieser Sachlage habe der "Hinweis für Darlehens­
nehmer" nicht verhindern können, daß die Klägerin und 
der Verkäufer dem Beklagten wirtschaftlich als eine 
Einheit erschienen«

Auch Ziffer 1 der allgemeinen Darlehensbedingungen, 
wonach Einwendungen aus dem Kaufvertrag gegenüber der 
Bank nicht erhoben werden dürfen, schließe nicht aus.
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daß der Beklagte dem Darlehensanspruch die Nichtigkeit 
des Kaufvertrages entgegenhalten dürfe. Nach anerkann­
ter Rechtsprechung (BGHZ 37, 94, 99) könne der Dar­
lehensgeber sich auf derartige formularmäßige Ver­
zichtsklauseln nach Treu und Glauben dann nicht beru­
fen, wenn der Käufer dadurch gegenüber Mängeln der 
Kaufsache rechtlos gestellt würde, etwa weil er von dem 
bankrotten Verkäufer nicht Nachbesserung oder sonstige 
Gewährleistung erlangen könne; die rechtliche Aufspal­
tung des wirtschaftlich einheitlichen Geschäfts dürfe 
nicht dazu führen, daß der Käufer schlechter gestellt 
würde, als er ohne die Aufspaltung gestanden hätte. 
Diese Erwägungen träfen hier sinngemäß vollen Umfangs 
zu. Denn ohne die Aufspaltung des wirtschaftlich ein­
heitlichen Geschäfts würde der Beklagte wegen der Nich­
tigkeit des Kaufvertrages den Restkaufpreis nicht zu 
zahlen brauchen. V/enn Ziffer 1 der Darlehensbedingungen 
die gegenteilige Wirkung habe, ohne daß der Käufer von 
dem Verkäufer Ersatz zu erlangen vermöge, handele die 
Klägerin wider Treu und Glauben, wenn sie 3ich darauf 
berufe. Diese Einwendung stehe dem Beklagten zu, denn 
ihm sei erst nach der Unterzeichnung des Darlehensan­
trages bekannt geworden, daß er beim Kaufvertrag arg­
listig getäuscht worden sei.

Daß der Beklagte die monatlichen Wechsel noch bis 
zum Dezember 1963 eingelöst habe, könne nicht als Be­
stätigung einer Verpflichtung, den Darlehensvertrag 
trotz der Nichtigkeit des Kaufvertrages zu erfüllen, 
gewertet werden. Nachdem der Beklagte unter dem 26.
März 1963 der Klägerin unmißverständlich mitgeteilt 
habe, daß er sich aus dem Darlehensvertrag nicht mehr
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verpflichtet fühle, könne die einstweilige Fortsetzung 
der Darlehenstilgung allenfalls dahin verstanden wer­
den, daß der Beklagte das Risiko einer Wechselklage 
habe vermeiden wollen. Die Klägerin könne sich auch 
nicht darauf berufen, daß der Beklagte sie durch wei­
tere Darlehenstilgung veranlaßt habe, von einen sofor­
tigen Rückgriff gegen den Verkäufer Engels abzusehen. 
Insoweit habe die Klägerin - nach der unmißverständ­
lichen Mitteilung des Beklagten vom 26. März 1963 - 
auf ihr eigenes Risiko gehandelt. Schließlich sei es 
unerheblich, daß ein Teil der Darlehenssumme von 
345,50 DM nicht an Engels auf den Kaufpreis, sondern 
für die Kraftfahrzeug-Versicherung gezahlt worden sei, 
denn dieser Teilbetrag sei jedenfalls durch die vom 
Beklagten eingelösten Wechsel gedeckt.

II.

Die Revision, die eine Verletzung des § 242 BGB 
rügt und sich im wesentlichen auf die Vereinbarung, 
der Darlehensvertrag sei unabhängig vom Kaufvertrag 
zu erfüllen, beruft, bleibt erfolglos.

Der Senat kann für die Entscheidung der vorliegen­
den Sache dahinstehen lassen, ob die begründete und 
wirksame Anfechtung des Kaufvertrages wegen der engen 
Zweckbindung beider Verträge unmittelbar auch auf den 
Darlehensvertrag wirken konnte oder ob die arglistige 
Täuschung des Verkäufers, der - wie tatsächlich fest­
steht - als Gehilfe der Klägerin bei der Vorbereitung 
des Darlehensvertrages wirkte, der Klägerin zugerech­
net werden könnte mit der Wirkung, daß auch der Dar­
lehensvertrag anfechtbar wurde, und ob eine Anfechtung
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des Barlehensvertrages erklärt worden ist» Denn es er­
gibt sich bereits aus den Grundsätzen der bisherigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, daß jedenfalls 
unter den gegebenen Umständen der Beklagte weitere 
Zahlungen an die Klägerin mit Recht verweigert»

1») Mit der Revision kann davon ausgegangen werden, 
daß trotz der Nichtigkeit des Kaufvertrages ein An­
spruch aus Darlehen im Grunde besteht. Das ist auch 
der Ausgangspunkt des Berufungsgerichts. Denn wenn das 
Berufungsurteil ausführt, der Beklagte dürfe unter den 
gegebenen Umständen dem Anspruch auf Darlehensrückzah­
lung nach Treu und Glauben die Nichtigkeit des Kauf­
vertrages entgegensetzen und die Klägerin handele hier 
wider Treu und Glauben, indem sie sich auf Ziffer 1 
der Darlehensbedingungen berufe, so liegt dem die Erwä­
gung zugrunde, daß ein Anspruch aus Darlehen an sich be­
steht, aber der Beklagte diesem Anspruch mit dem Ein­
wand unzulässiger Rechtsausübung begegnen kann. Dieser 
Einwand macht die Klagforderung nicht stets und ohne 
weiteres im ganzen hinfällig; es bedarf vielmehr einer 
sorgfältigen Prüfung an der Hand der Umstände des ein­
zelnen Palles, um zu ermessen, inwieweit das Verlangen 
des Klägers mit den Grundsätzen von Treu und Glauben 
nicht mehr in Einklang zu bringen ist (RGZ 157, 67* 75; 
Ermann BGB 3. Aufl. zu § 242 Anm. III 3 f), und welche 
Polgen sich hieraus für das Rechtsverhältnis ergeben.

Pür den ähnlich liegenden Pall eines finanzierten 
Abzahlungsgeschäfts hat der VII. Zivilsenat des Bun­
desgerichtshofs in seinem bereits angeführten Urteil 
vom 5. April 1962 - VII ZR 183/60 - (BGHZ 37, 94) in
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Portbildung von BGHZ 22, 90 dem Käufer nach Treu und 
Glauben gegenüber dem Darlehensanspruch gewisse Ein­
wendungen - und zwar dort den Hinwand, daß er von dem 
Verkäufer Gewährleistung für Mängel der Kaufsache 
nicht zu erlangen vermöge, - zugestanden, weil die 
Aufspaltung des wirtschaftlich einheitlichen geschäft­
lichen Vorgangs in zwei rechtlich getrennte Verträge 
nicht dazu führen dürfe, den Käufer gegenüber Mängeln 
der Kaufsache rechtlos oder schlechter zu stellen, als 
er ohne die Aufspaltung stehen würde (aaO So 99)? al­
lerdings unter zwei Einschränkungen (aaO So 101 f):
Der Käufer dürfe nicht als Kaufmann im Handelsregister 
eingetragen sein (entsprechend § 8 AbzG) - davon ist 
hier nicht die Rede - und das Finanzierungsinstitut 
sowie der Verkäufer müßten sich in einer auf Dauer an­
gelegten Geschäftsverbindung zusammengetan haben und 
dem Käufer wirtschaftlich als eine Einheit erscheinen, 
der Verkäufer auch in mancher Beziehung als "Gehilfe" 
des Pinanzierungsinstituts wirken, denn nur eine solche 
auf Dauer angelegte Geschäftsverbindung zv/ischen Finan­
zierungsinstitut und Verkäufer, durch welche beide un­
tereinander wirtschaftlich enger verbunden seien als 
jeder von ihnen mit dem Käufer, könne es rechtfertigen, 
dem Käufer Einwendungen gegenüber dem Darlehensanspruch 
zu gestatten, die an sich aus dem Rechtsverhältnis des 
Käufers zum Verkäufer herrühren (vglo auch BGHZ 33, 293, 
299 und 33, 302, 309 und 312)e

2o) Diese Voraussetzungen, die das Berufungsgericht 
in tatsächlicher Hinsicht festgestellt hat, hält die 
Revision aus rechtlichen Erwägungen nicht für gegeben, 
indem sie sich darauf beruft, der Beklagte habe hier
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Kaufvertrag und Darlehensvertrag nicht als eine "wirt­
schaftliche Einheit" derart ansehen können, daß Dar­
lehensgeber und Verkäufer ihm praktisch als eine Ein­
heit gegenüberständen, weil zwei selbständige Ver­
träge vorlägen, der Beklagte ausdrücklich darauf hin­
gewiesen worden sei, daß der Verkäufer nicht Gehilfe 
der Klägerin sei und die Klägerin nichts mit dem Kauf­
vertrag zu tun haben wolle.

Dabei verkennt die Revision zunächst den Begriff 
der "wirtschaftlichen Einheit", der - unabhängig von 
der gewählten rechtlichen Konstruktion - die "Einheit­
lichkeit der wirtschaftlichen Situation" (so BGHZ 3,
257, 259), den "einheitlichen Lebensvorgang" (so BGHZ 
22, 90, 93) oder den "wirtschaftlich einheitlichen ge­
schäftlichen Vorgang" (so BGHZ 37, 94, 99) meint. Die­
ser geschäftliche Vorgang ist (vom Käufer gesehen) die 
Anschaffung von Ware gegen Teilzahlung, den § 1 AbzG 
noch unter dem Gesichtspunkt des einheitlichen Ver­
trages behandeln konnte, der aber heute vielfach in 
zwei rechtlich getrennte Verträge "aufgespaltet" wird, 
wobei beide Verträge, mag an dem einen Geschäft auch 
ein Dritter beteiligt sein, sich "zu einer Einheit er­
gänzen" (BGHZ 3, 257, 259), also geschlossen werden, um 
den wirtschaftlich einheitlichen geschäftlichen Vorgang, 
eben den Abzahlungskauf, zu bewältigen. Hierbei wird 
die früher übliche Teilzahlungsabrede im Kaufvertrag 
durch einen selbständigen Finanzierungsvertrag ersetzt 
und es treten damit dem Käufer - statt eines Verkäufers, 
der ihm zugleich Teilzahlungen für den Kaufpreis be­
willigt, - zwei Vertragspartner, der Verkäufer und das 
Finanzierungsinstitut, gegenüber, deren jeder einen
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Teil der Gesamtfunktion des Abzahlungsverkäufers über­
nimmt, die früher in einer Hand lag, und die unterein­
ander enger verbunden sind als jeder von ihnen mit dem 
Käufer, der in der Regel nur ein Einzelgeschäft durch­
führt» Auf diesem Hintergrund ist es zu verstehen, wenn 
einerseits von der wirtschaftlichen Einheit des Ge­
schäfts (obwohl es über mehrere Verträge abgewickelt 
werden soll), andererseits von der wirtschaftlichen 
Einheit gesprochen wird, als die Verkäufer und Finan­
zierungsinstitut dem Käufer erscheinen, und hierin 
liegt der "innere Grund" (BGHZ 37, 94, 100) dafür, 
daß die Rechtsprechung unter den geschilderten Voraus­
setzungen dem Darlehensnehmer in gewissem Umfange Ein­
wendungen aus dem Kaufverträge auch gegenüber dem Dar­
lehensanspruch gestattet hat» Daß die Dinge naturge­
mäß anders liegen, wenn es an einer solchen Verknüpfung 
fehlt, der Käufer sich etwa auf "eigene Faust" ein Dar­
lehen beschafft, um den Kaufpreis bar zahlen zu können, 
ist bereits in BGHZ 37, 94, 101 ausgeführt (vgl* auch 
BGH NJV/ 1954, 185); davon ist hier nicht die Rede»

Auch die Berufung auf den "Hinweis für Darlehens­
nehmer" sowie Ziffer 1 der Darlehensbedingungen führt 
die Revision nicht zum Erfolg» Allerdings lassen die­
se Punkte, mit denen die Klägerin formularmäßig den 
Folgen der bisherigen Rechtsprechung ersichtlich aus- 
weichen will, das Bestreben erkennen, den Darlehens­
nehmer darauf hinzuweisen, daß nach der Vorstellung 
der Klägerin der Bestand des Darlehensvertrages und 
die Erfüllung der hierauf beruhenden Verpflichtung un­
abhängig von dem Bestand und der Erfüllung des Kauf­
vertrages sein sollten, und es wäre nicht ausgeschlossen,



daß die Parteien dies rechtlich wirksam hätten verein­
baren können« Jedoch ist es nach den Umständen der Sa­
che der Klägerin verwehrt;, sich hierauf zu berufen.
In der Rechtsprechung ist wiederholt hervorgehoben 
worden, daß die Zulässigkeit derartiger "Freizeich­
nungsklauseln" an den allgemeinen rechtlichen Geboten 
zu messen und überdies im Zweifelsfall eine enge Aus­
legung geboten sei (vgl. BGHZ 22, 90, 96 mit Nachwei- 
sen). Der Klägerin, die die Teilzahlungsfinanzierung 
gewerbsmäßig betreibt, mußte die Erfahrungstatsache 
bekannt sein, daß die Abzahlungskäufer in der Hegel 
das besondere rechtliche Risiko, das sich für sie aus 
der Einschaltung eines Finanzierungsinstituts ergibt, 
nämlich möglicherweise zahlen zu müssen, auch wenn sie 
die Ware nicht oder nicht ordnungsmäßig erhalten, nicht 
erfassen, vielmehr als selbstverständlich annehmen, daß 
sie nicht zu zahlen brauchen, wenn nicht geliefert 
wird. Unter diesen Umständen war die Klägerin ver~ 
pflichtet, beim Abschluß des Darlehensvertrages die 
Käufer und Darlehensnehmer eindeutig, klar und - auch 
bei nur flüchtiger Betrachtung des Formulars und ohne 
Lesen des sonstigen Textes - unübersehbar darauf hin­
zuweisen, daß das Darlehen zurückgezahlt werden müsse, 
selbst wenn der Kaufvertrag gelöst oder die Ware nicht 
oder schlecht geliefert werde (BGHZ 33, 293, 298 f)* 
Dieser Verpflichtung kam die Klägerin nicht nach. Der 
auf der Vorderseite des Darlehensantrages aufgedruck­
te, umrandete und im Druck hervorgehobene "Hinweis 
für Darlehensnehmer", der Verkäufer sei nicht Erfül­
lungsgehilfe der Bank, sondern handele ausschließlich 
als Beauftragter des Darlehensnehmers, war in diesem 
Zusammenhang belanglos, im übrigen auch - wie das
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Berufungsgericht tatsächlich festgestellt hat - hier 
nach der Sachlage unrichtig. Ziffer 1 der Darlehens­
bedingungen mag bei sorgfältigem Lesen erkennbar ma­
chen, was die Klägerin erreichen wollte, genügt aber 
keinesfalls dem Erfordernis einer auch bei flüchti­
ger Betrachtung unübersehbar in die Augen fallenden 
Warnung. Hat die Klägerin hiernach bei der Anbahnung 
des Darlehensvertrages versäumt, den Beklagten in 
der gebotenen Weise aufzuklären und auf die Gefahr 
des Geschäftes hinzuweisen, so darf sie sich jetzt 
nicht darauf berufen, der Beklagte habe ausdrücklich 
darauf verzichtet, dem Darlehensanspruch Einwendungen 
aus dem Kaufvertrag entgegenzuhalten. Der Vortrag der 
Revision, der Beklagte sei mit aller Deutlichkeit 
darauf hingewiesen worden, daß die Bank keinesfalls 
etwas mit dem Kaufgeschäft zu tun haben wolle, trifft 
eben nicht zu.

3.) Das Berufungsgericht hat eine auf die Dauer ange­
legte Geschäftsverbindung zwischen der Klägerin und 
dem Verkäufer bejaht. Das Berufungsurteil hält
als unstreitig fest, Engels sei von der Klägerin damit 
betraut gewesen, laufend Pinanzierungsaufträge seiner 
Kunden beizubringen, er habe hierfür Formulare von 
der Klägerin erhalten und der Klägerin eins Sicherheit 
für deren Forderungen bestellt, für die er die Mit­
schuld habe übernehmen müssen. Der Schluß aus diesen 
Tatsachen auf eine als dauernd angelegte Geschäftsver­
bindung ist allerdings zwingend, ohne daß es der Vor­
lage oder Feststellung der Bedingungen eines Rahmen­
vertrages bedurft hätte (vgl. BGHZ 33, 293, 299)« Die 
Revision greift dies nicht an. Weiter hat das Berufungs-
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gericht festgestellt, daß der Verkäufer EflBBbeim 
Zustandekommen des Darlehensvertrages als Gehilfe der 
Klägerin wirkte, indem er den Darlehensantrag bereit 
hielt, ausfüllte, vom Beklagten unterschreiben ließ 
und an die Klägerin weiterleitete,, Die Revision kann 
diese tatsächliche Feststellung nicht dadurch er­
schüttern, daß sie auf den formularmäßigen "Hinweis 
für Darlehensnehmer", wonach der Verkäufer nicht Er­
füllungsgehilfe der Bank ist, sondern ausschließlich 
als Beauftragter des Darlehensnehmers handelt, und 
Ziffer 1 der Darlehensbedingungen verweist« Das Beru­
fungsgericht hat diese formularmäßigen Hinweise bei 
seinen Erwägungen wohl beachtet, ihnen aber entschei­
dende Bedeutung nicht beimessen können, weil tatsäch­
lich der Verkäufer von der Klägerin beauftragt gewesen 
sei, Darlehensanträge hereinzuholen, und diesem Auf­
trag entsprechend beim Zustandekommen des Finanzie­
rungsgeschäftes mitgewirkt habe« Diese Auffassung des 
Berufungsgerichts ist weder unter den Gesichtspunkten 
des § 286 ZPO zu beanstanden, noch widerspricht sie 
den Denkgesetzen; sie ergibt sich vielmehr folgerich­
tig aus dem unstreitigen Sachverhalt« Dem formular­
mäßig vorgedruckten Hinweis, der erkennbar der Sach­
lage nicht entspricht und lediglich den Versuch dar­
stellt, die tatsächlichen Gegebenheiten in einer bestimm­
ten, dem Darlehensgeber günstigen Weise zu deuten, kann 
entscheidende Bedeutung nicht beigemessen werden; die 
Gründe hierfür ergeben sich aus den Ausführungen in 
BGHZ 20, 36, 41 und 33, 293, 297 f« Der Bundesgerichts­
hof hat in den Entscheidungen in BGHZ 33, 302 und 37,
94 dem Darlehensnehmer zugestanden, gewisse Einwendun­
gen aus dem Kaufgeschäft dem Darlehensanspruch entgegen-
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zuhalten, obwohl in beiden Fällen - wie die Tatbestände 
ergeben - der Darlehensgeber sich hiervon formularmäßig 
freigezeichnet hatte„

Mit dem Berufungsgericht ist daher für die vor­
liegende Sache davon auszugehen, daß die Klägerin und 
der Verkäufer sich in einer auf Dauer angelegten Ge­
schäftsverbindung zusommengetan hatten und dem Käufer 
wirtschaftlich als eine Einheit gegenüberstanden, der 
Verkäufer auch in mancher Beziehung als Gehilfe des 
Finanzierungsinstituts beim Zustandekommen des Vertra­
ges auftrat * Die Voraussetzungen, unter denen schon 
die bisherige Rechtsprechung eine so enge Verbindung 
zwischen Finanzierungsinstitut und Verkäufer annahm, 
daß dem Käufer gestattet sein müsse, gewisse Einwen­
dungen aus dem Kaufgeschäft auch dem Darlehensanspruch 
entgegenzuhalten, liegen hiernach vor«,

4o) Der Sachverhalt, über den in BGHZ 37, 94 entschie­
den wurde, unterscheidet sich - was das Berufungsge­
richt nicht verkannt bat - von der vorliegenden Sache 
darin, daß dort fabrikneue Möbel für eine Gaststätte 
gekauft waren (während es hier um einen gebrauchten 
Kraftwagen geht), die Kaufsache geliefert war, aber 
der Käufer Gewährleistung für Mängel nicht erlangen 
konnte (während hier der gelieferte Y/agen zur Nachbes­
serung zurückgegeben und alsdann der Kaufvertrag ange- 
fochten wurde) und der Käufer sich demgemäß auf Mängel 
der Kaufsache berief (wählend der Beklagte hier der 
Klägerin die Nichtigkeit des Kaufvertrages entgegen­
hält )o Dem Berufungsurteil ist jedoch darin zuzuotim- 
men, daß diese Abweichungen im Sachverhalt für die
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Entscheidung der vorliegenden Sache ohne Belang sind« 
Denn hier kommt es allein darauf an, ob und in welchem 
Umfang der Beklagte dem Darlehensanspruch Einwendun­
gen aus dem Kaufgeschäft entgegensetzen kann» Wenn 
- wie in BGHZ 37» 94» 99 auch von der Annahme zweier 
rechtlich selbständiger Geschäfte her ausgeführt ist - 
die rechtliche Aufspaltung des wirtschaftlich einheit­
lichen Geschäfts und seine besondere formularmäßige 
Ausgestaltung nicht dazu führen dürfen, den Käufer 
schlechter zu stellen, als er ohne die Aufspaltung 
stehen würde, dann kann es dem Käufer nicht verwehrt 
sein, unter den gleichen Voraussetzungen, die ihn be­
rechtigen würden, mangelhafte Lieferung einzuwenden, 
dem Darlehensanspruch die Nichtigkeit des Kaufver­
trages entgegenzuhalten, dessen Finanzierung der Dar­
lehensvertrag dienteo Damit macht der Beklagte einen 
Gesichtspunkt geltend, der ihn wirtschaftlich und 
rechtlich ungleich mehr belastet als die Lieferung 
einer mangelhaften Ware und der ihn nach den Grund­
sätzen eines redlichen Geschäftsverkehrs um so schutz­
würdiger erscheinen läßto Wenn überhaupt die Recht­
sprechung unter den geschilderten Voraussetzungen dem 
Darlehensnehmer die Berufung auf Einwendungen aus dem 
Kaufverträge gestattet hat, dann muß das jedenfalls 
für einen Fall wie den vorliegenden gelten, in dem der 
Kaufvertrag nichtig, die Ware nicht geliefert und jede 
Möglichkeit ausgeschlossen ist, den Verkäufer heran­
zuziehen, Denn auch und gerade in diesem Falle wäre 
es nach den Grundsätzen von Treu und Glauben unerträg­
lich, wenn durch die Aufspaltung des einheitlichen Ge­
schäfts in zwei Verträge, die in erster Linie dem 
Interesse der anderen Seite dient, der Käufer recht­
los sollte gestellt werden können«



Die Revision erweist sich hiernach als unbegründet 
und ist, da das Berufungsurteil auch im übrigen einen 
Rechtsfehler zum Nachteil der Klägerin nicht erkennen 
läßt, zurückzuvveisen. Die Klägerin hat die Kosten des 
erfolglosen Rechtsmittels zu tragen (§97 ZPO).

Dr. Pagendarm Dr. Beyer Gähtgens

Keßler Dr. Reinhardt
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